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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP- 
Sondervermögens für das Jahr 1971 
(ERP- Wirtschaf tsplangesetz 1971) 

— Drucksache VI/1810 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Frerichs und Kater 


I. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/ISIO — wurde 
vom Bundestag in der 101. Sitzung am 11. Februar 
1971 in erster Lesung beraten und an den Ausschuß 
für Wirtschaft federführend und an den Haushalts- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Der Haushalts- 
ausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 49. Sitzung 
am 13. Mai 1971 beraten. Er hat den Beschlüssen des 
Wirtschaftsausschusses und dem Entschließungsan- 
trag zugestimmt. 

II . 

1. Der ERP-Wirtschaftsplan 1971 schließt mit einem 
Plus gegenüber 1970 von 129,03 Millionen DM 
ab. Diese Erhöhung ist im wesentlichen die Folge 
einer größeren Kreditaufnahme. Im Jahre 1971 
werden netto 207,2 Millionen DM auf dem Kapi- 
talmarkt aufgenommen, während im Jahre 1970 
die Netto-Inanspruchnahme des Kapitalmarktes 
nur 87,2 Millionen DM betragen hat. Damit hat 
sich das in diesem Haushaltsjahr zur Verteilung 
stehende Volumen um etwa 7 ^/o erhöht. Dieses 
Mehr soll im wesentlichen für Umweltschutzmaß- 
nahmen und für die Förderung kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen verwandt werden. 

2. Der Ausschuß hat — wie in jedem Jahr — bei 
seinen Beratungen darauf geachtet, daß die Mit- 
tel entsprechend der Zweckbestimmung des § 2 


des ERP-Verwaltungsgesetzes — ausschließlich 
Förderung der deutschen Wirtschaft — eingesetzt 
werden. In diesem Zusammenhang hat der Aus- 
schuß es erneut bedauert, daß wiederum ERP- 
Mittel für den gleichen Verwendungszweck neben 
Mitteln aus dem Bundeshaushalt eingesetzt wer- 
den. Der Ausschuß hat zwar nicht verkannt, daß 
die Lage des Bundeshaushalts es nicht gestattet, 
das ERP-Sondervermögen voll zu entlasten. Er 
hält es aber für dringend geboten, in Zukunft 
mehr darauf zu achten, daß für den gleichen Ver- 
wendungszweck nur einer der beiden Haushalte 
belastet wird. 

Im gleichen Zusammenhang hat der Ausschuß 
seine Überlegungen aus dem vergangenen Jahr 
aufgenommen und erneut die verfassungsrecht- 
liche Frage gestellt, ob es zulässig ist, daß Ge- 
meinden ERP-Mittel für Infrastrukturmaßnahmen 
unmittelbar zur Verfügung gestellt werden kön- 
nen. 

Der Ausschuß hat sich von der Bundesregierung 
über das Ergebnis der verfassungsrechtlichen 
Prüfung unterrichten lassen. Hiernach ist die För- 
derung von Infrastrukturmaßnahmen der Ge- 
meinden, die der Verbesserung des Wohn- und 
Freizeitwertes dienen, mit § 2 des ERP-Verwal- 
tungsgesetzes vereinbar. Durch solche Finanzie- 
rungsmaßnahmen aus dem ERP-Sondervermögen 
werden die verfassungsrechtlichen Zuständig- 
keitsregelungen nicht berührt. 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2270 


Deutscher Bundestag ■ — - 6. Wahlperiode 


Weiter hat der Ausschuß sich mit der Frage be- 
schäftigt, ob Reedereien, die von ausländischen 
Mineralölkonzernen abhängig sind, ERP-Mittel 
für den Tankerbau erhalten können. Der Aus- 
schuß war einmütig der Auffassung, daß schon im 
Hinblick auf das begrenzte Volumen an ERP- 
Mitteln hierfür keine ERP-Kredite bereitgestellt 
werden sollen. Für eine Förderung könnten Mit- 
tel aus dem Haushalt des Bundesministers für 
Verkehr eingesetzt werden, was nach der Zweck- 
bestimmung zu Kap. 12 02 Tit. 892 02 des Bundes- I 
haushalts 1971 und den Grundsätzen für die För- * 
derung der deutschen Seeschiffahrt vom 17. Mai I 
1965 möglich wäre. Der Ausschuß wird sich ge- 
sondert mit der Frage der Mineralölversorgung 
und in diesem Zusammenhang mit dem Tanker- j 
bau befassen. 


zum Teil ausgeglichen wird, daß Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigte bei der 
Mittelvergabe im Zonenrandgebiet in Höhe 
von 10 Millionen DM bevorzugt berücksichtigt 
werden. Aus diesen Erwägungen hat der Aus- 
schuß davon abgesehen, die Anregungen des 
Bundesrates, denen die Bundesregierung nicht 
zugestimmt hat, aufzunehmen. 

d) Bei der Beratung des Entwicklungshilfeteils im 
ERP-Plan hat sich der Ausschuß eingehend 
über die Praxis bei der Gewährung von Kre- 
diten für die Errichtung von neuen Unterneh- 
men unterrichten lassen. Er konnte sich davon 
überzeugen, daß die von den verschiedenen 
Stellen durchzuführenden Prüfungen notwen- 
dig und zweckmäßig sind. 


3. Wie in den voraufgegangenen Jahren hat der 
Ausschuß erneut auf den Zusammenhang zwi- | 
sehen ERP-Haushalt und Bundeshaushalt hinge- 
wiesen. Er möchte mit der Verabschiedung des 
diesjährigen Haushalts die Bundesregierung ver- 
pflichten, den ERP-Wirtschaftsplan für das kom- 
mende Jahr spätestens mit dem Bundeshaushalt 
vorzulegen. 

4. Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen alle 
Ansätze im ERP-Wirtschaftsplan gebilligt. 

a) Er hat lediglich im Zusammenhang mit der 

Erörterung der Einsetzung von Mitteln für 
Berlin beschlossen, Investitionskredite nicht 
nur für Produktionsbetriebe sondern auch für 
Dienstleistungsunternehmen bereitzustellen. 
Demzufolge hat er in den Erläuterungen zu 
Titel 862 01 und 862 02 unter a) das Wort ! 
„Produktionsbetriebe" ersetzt durch das Wort | 
„Betriebe". Ferner hat der Ausschuß die Bun- 
desregierung ersucht, bei der Beratung des 
nächsten ERP-Wirtschaftsplans eingehend über 
die Durchführung des Eigenkapitalförderungs- 
programms in Berlin zu berichten. i 

I 

b) Für die Durchführung des Programms zur För- ! 
derung der Existenzgründung und zur Errich- 
tung von Betrieben in neuen Wohnsiedlungen 
hat der Ausschuß der Bundesregierung auf- 
gegeben, die Durchführungsrichtlinien zu 
überprüfen, damit in neuen Wohnsiedlungen 
den Problemen des Strukturwandels der mit- ' 
telständischen gewerblichen Wirtschaft aus- j 
reichend Rechnung getragen werde. Die Richt- 
linien sollten so angelegt sein, daß die Stand- 
ortmobilität von mittelständischen Gewerbe- 
betrieben unter Berücksichtigung der Stadt- 
kernsanierung und des Ausbaus von Vororten 
erhöht wird. Den Einzelhandelsbetrieben 
sollte es außerdem ermöglicht werden, durch 
Gründung eines zweiten Standortes unter 
vorläufiger Beibehaltung des Stammbetriebs 
sich rechtzeitig einem Strukturwandel anzu- 
passen. 

c) Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß 
die Kürzung der Mittel für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigte um 8 
Millionen DM gegenüber dem Vorjahr dadurch 


5. Der Ausschuß hat seine diesjährigen Beratungen 
im wesentlichen darauf konzentriert, sich über 
die Mittelverwendung in den vergangenen Jah- 
ren zu unterrichten. Er will diese Berichte zur 
Grundlage seiner Überlegungen für den kommen- 
den ERP-Wirtschaftsplan machen. 

Im wesentlichen wurden überprüft die Mittel- 
verwendung für 

a) die Presseunternehmen 

Der Ausschuß hat aus den vorgelegten Unter- 
lagen erkannt, daß es sinnvoll war, in diesem 
Jahr den Ansatz um 5 Millionen DM zu kür- 
zen. Der Ausschuß hat jedoch der Bundes- 
regierung aufgegeben zu prüfen, ob für Wo- 
chenzeitschriften die gleiche Auflagenhöhe 
von 160 000 — wie sie für Tageszeitungen 
gilt — beibehalten werden soll. 

Der Ausschuß stellte fest, daß bisher der 
Presse Kredite von insgesamt 25,4 Millionen 
DM für technische und bauliche Investitionen 
zur Verfügung gestellt wurden. Von den 98 
geförderten Unternehmen sind 87 Verlage mit 
eigener Zeitungsherstellung, 11 Unternehmen 
sind Lohndruckereien von Tages- und Wo- 
chenzeitschriften und politischen Zeitschriften. 
Vorwiegend gefördert wurden Verlage mit 
einer Verkaufsauflage bis 20 000 Exemplaren; 
23 dieser Unternehmen unterhalten eigene 
Vollredaktionen. 

b) Elektronische Datenverarbeitung 

Die Mittel für elektronische Datenverarbei- 
tung sind im diesjährigen Wirtschaftsplan um 
5 Millionen DM auf insgesamt 20 Millionen 
DM aufgestockt worden. Nach den Richtlinien 
können Kredite für die Anschaffung elektro- 
nischer Datenverarbeitungsanlagen sowie für 
bauliche Investitionen — soweit sie in diesem 
Zusammenhang notwendig sind — und für 
den Bezug von Anwendungsprogrammen zur 
Erstausstattung zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Der Ausschuß hält dieses Programm im Inter- 
esse der kleinen und mittleren Unternehmen 
für besonders wichtig, um diesen Unterneh- 
men den Anschluß an den technischen Fort- 
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schritt und die notwendige innerbetriebliche 
Rationalisierung zu erleichtern. Er hat jedoch 
überlegt, ob die Mittelverwendung dieses Pro- 
gramms nicht auch die Möglichkeit schaffen 
sollte, mit ERP-Mitteln die Anmietung von 
Datenverarbeitungsanlagen zu fördern. Für 
kleine und mittlere Unternehmen könnte es 
u. U. günstiger sein, ihnen hier den Anschluß an 
den technischen Fortschritt dadurch zu sichern, 
daß ihnen über Mietverträge der Zugang zu 
den neuesten Datenanlagen erleichtert wird. 
Der Ausschuß erkannte jedoch, daß gemietete 
Anlagen keine Grundlage für eine Kredit- 
gewährung sein können. Dieses Problem wäre 
höchstens mit Zuschüssen zu lösen. Eine Zu- 
schußgewährung würde aber dem Sinn des 
ERP-Vermögens, das in seinem Bestand zu 
erhalten ist, nicht entsprechen. Aus diesem 
Grunde hat der Ausschuß diesen Gedanken 
nicht weiter entwickelt, zumal das Ministe- 
rium zusicherte, Erleichterungen bei dem Be- 
zug' von Anwendungsprogrammen (Software) 
zu schaffen. 


c) die Bergbaugebiete 

Durch die Bereitstellung von rd. 265 Millionen 
DM ERP-Mittel — neben anderen öffentlichen 
Mitteln — konnten in der Zeit vom 1. Januar 
1968 bis 31. Dezember 1970 in den Stein- 
kohienbergbaugebieten des Landes Nord- 
rhein-Westfalen 19 227 Arbeitsplätze und im 
Saarland 9949 Arbeitsplätze mitfinanziert 
werden. Diese Programme laufen jetzt aus. 

Schließlich hat sich der Ausschuß darüber unter- 
richten lassen, in welcher Weise die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau das ERP-Programm für kleine 
und mittlere Unternehmen durch den Einsatz 
eigener Mittel ergänzt. Er hält es für dienlich, 
daß die Kreditanstalt für Wiederaufbau 500 Mil- 
lionen DM zur Leistungssteigerung kleiner und 
mittlerer Unternehmen einsetzt. 

Namens des Ausschusses bitten wir das Hohe 
Haus, dem Gesetzentwurf in Verbindung mit den 
Wirtschaftsplänen zuzustimmen. 


Bonn, den 8. Juni 1971 

Dr. Frerichs Kater 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 
der Wirtschaftspläne des ERP-Sondervermögens 
für das Jahr 1971 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1971) — Drucksache VI/ 1810 — mit der Maßgabe 
zuzustimmen, daß in den Erläuterungen zu Kapi- 
tel 2 Titel 862 01 und 862 02 in Buchstabe a das 
Wort „Produktionsbetriebe" durch „Betriebe" er- 
setzt wird; 


2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den Entwurf 
eines Gesetzes über die Feststellung der Wirt- 
schaftspläne des ERP-Sondervermögens für das 
Jahr 1972 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 1972) als- 
bald, spätestens zusammen mit dem Bundeshaus- 
halt für das Jahr 1972, vorzulegen; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Frerichs Kater 

Vorsitzender Berichterstatter 
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